
mobilen Industriegesellschaft durchge-
macht hatte.

In der Tat bedeutete der erste Ölpreis-
schock von 1973 mehr als nur eine Preis-
erhöhung für einen fossilen Energieträ-
ger und eine Fahrverbotsverordnung für
vier Sonntage. Im ersten Ölpreisschock
von 1973 verdichtete sich vielmehr eine
grundlegende und umfassende ökono-
mische, politische und sozialkulturelle
Wende innerhalb der deutschen und
auch der internationalen Nachkriegsge-
schichte.

Das stürmische Wachstum nicht nur in
Deutschland, sondern in der gesamten
westlichen Welt, der Boom nach dem
Zweiten Weltkrieg hatte in erheblichem
Maße auf zwei Pfeilern geruht, die 1973
binnen weniger Monate zusammenbra-
chen: der Versorgung mit billigem Öl, das
in der Bundesrepublik seit den späten
fünfziger Jahren die Kohle als wichtigsten
Energieträger abgelöst hatte, und dem
System fester Wechselkurse, das 1944 in
Bretton Woods auf dem Gold-Dollar-
Standard gegründet worden war. Für die
Bundesrepublik hatte dieses Währungs-
system über mehr als zwei Jahrzehnte
hinweg den großen Vorteil, dass die D-
Mark gegenüber dem Dollar deutlich
unterbewertet war, was dem deutschen
Export erheblich zugute kam. Seit den
späteren sechziger Jahren war dieses Sys-
tem fester Wechselkurse allerdings zu-
nehmend in Schwierigkeiten geraten.
Denn insbesondere die hohen Zahlungs-
bilanz- und Haushaltsdefizite in den USA
im Gefolge des Vietnam-Krieges brachten

Sonntagsspaziergänge mitten auf leeren
Straßen – das ist bis heute für viele Zeit-
genossen die lebhafteste Erinnerung an
vier Sonntage im Spätherbst des Jahres
1973. Autofrei im Autoland – das war ein
Schock: der erste Ölpreisschock.

Was war geschehen? Am 6. Oktober
1973 war der vierte Nahostkrieg zwi-
schen Israel, Ägypten und Syrien ausge-
brochen. In diesem Konflikt setzten die
Förderländer am Persischen Golf ihr Öl
als Waffe ein. Sie drosselten die Förder-
mengen, verhängten einen Lieferboykott
gegen Israels Hauptverbündeten, die
USA, sowie gegen Südafrika und die
Niederlande. Und sie erhöhten die Preise
drastisch: Zwischen 1973 und 1974 ver-
teuerte sich die Einfuhr von Erdöl für die
Bundesrepublik um 172 Prozent. Um Öl
zu sparen, verhängte die Bundesregie-
rung um Bundeskanzler Brandt Ge-
schwindigkeitsbegrenzungen und Fahr-
verbote an vier Sonntagen im November
und Dezember. Erwartungsgemäß hiel-
ten sich die Einspareffekte in engen 
Grenzen. Zudem kam die Bundesrepu-
blik noch vergleichsweise glimpflich da-
von, weil der schwache Dollar die Öl-
preiserhöhungen in der Bundesrepublik
dämpfte. Aber der Anblick der weithin
leeren Straßen und Autobahnen – nur ei-
nige wenige Fahrzeuge mit Sondergeneh-
migungen durften fahren – bedeutete ei-
nen wahren Kulturschock in einem Land,
in dem es in den voraufgegangenen Jahr-
zehnten stetig und steil bergauf gegangen
war und das dabei eine stürmische Ent-
wicklung zu einer hochentwickelten und
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das Gefüge aus dem Gleichgewicht. Un-
kontrollierte Devisenflüsse aufgrund un-
terschiedlicher Zinsniveaus und grassie-
render Währungsspekulation zogen die
einzelnen Volkswirtschaften erheblich in
Mitleidenschaft und heizten nicht zuletzt
in Deutschland die Inflation an.

Nachdem sowohl Aufwertungen der
D-Mark seit Ende 1969 als auch interna-
tionale Koordinierungsbemühungen und
Notmaßnahmen letztlich wirkungslos ge-
blieben waren, koppelten die Westeuro-
päer im März 1973 ihre Währungen vom
Dollar ab. Ein erheblich schwankender
Dollarkurs führte seitdem zu erheblichen
weltwirtschaftlichen Instabilitäten – mit
allen Konsequenzen bis zur Schuldenkrise
der Dritten Welt in den achtziger Jahren
und der Entwicklung des Ölpreises.

„Stagflation“
Dollar und Öl waren zwei Elemente eines
Umschwunges, der zugleich weit über Öl
und Dollar hinausging. Abrupt schlug im
und um das Jahr 1973 das „goldene Zeita-
ler“ des lang anhaltenden Nachkriegs-
booms in die „Ära der langfristigen Schwie-
rigkeiten“ (Eric Hobsbawm) um. Nun setz-
ten die seitdem so vertrauten krisenhaften
Phänomene ein. Der Begriff der „Stagfla-
tion“ kam neu in die Diskussion. Er be-
zeichnete eine bis dahin ungekannte Kom-
bination von Wachstumsschwäche bezie-
hungsweise stagnierender Wirtschaft (das
Wirtschaftswachstum ging zwischen 1973
und 1974 von 4,7 Prozent auf 0,0 Prozent
zurück) und Inflation, die 1973 und 1974
bei 7 Prozent lag. Nach der Vollbeschäfti-
gung der sechziger und der frühen siebzi-
ger Jahre stieg die bereits überwunden ge-
glaubte Arbeitslosigkeit wieder an – 1974
auf 582 000 und 1975 über eine Million –
und ging seitdem nicht mehr substanziell
zurück. Zugleich wurde die Staatsver-
schuldung zum finanzpolitischen Struk-
turproblem und die „Nettokreditaufnah-
me“ zu einem zentralen Schlagwort der po-
litischen Auseinandersetzung.

Als 1973/74 zum zweiten Mal in der
Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepu-
blik die Konjunktur einbrach, bewegte
auch die „Globalsteuerung“ nichts mehr.
Von diesem wirtschafts- und finanzpoliti-
schen Steuerungsinstrument, das die
Große Koalition 1966/67 eingeführt hatte,
versprach man sich ursprünglich die Be-
herrschbarkeit der Konjunktur durch anti-
zyklische Einnahmen- und Ausgabenpo-
litik und somit die Lösung aller ökonomi-
schen Probleme durch rationalistisch pla-
nende Staatsintervention. Hatte man der
Globalsteuerung noch 1967 die Überwin-
dung der ersten bundesdeutschen Kon-
junkturkrise zugeschrieben (die sich in-
dessen letztlich als kleine Delle erwies), so
wurde sie sechs Jahre später der Probleme
nicht mehr Herr. Nachdem sie schon zu
Beginn der siebziger Jahre nicht konse-
quent praktiziert worden war – da eine zu-
rückhaltende Ausgabenpolitik in der
Hochkonjunktur nicht durchsetzbar war,
hatten innerhalb von nicht drei Jahren
zwei sozialdemokratische Finanzminister
das Handtuch geworfen –, galt sie im Jahr
der Ölkrise als gescheitert. Auch wenn die
Regierung Schmidt bis 1982 an keynesia-
nischen Mitteln festhielt, war doch nach
1973 von der euphorischen Planungsge-
wissheit nichts mehr zu spüren. Der
Glaube an die Steuerbarkeit des ökono-
mischen Systems und die dementspre-
chende Kompetenz des politisch-admi-
nistrativen Systems überhaupt war verlo-
ren gegangen.

Ebendies war zuvor bereits dem ambi-
tionierten Projekt einer allgemeinen und
langfristigen Politik- und Reformplanung
widerfahren. Dafür zeichnete in der Re-
gierung Brandt vor allem Kanzleramts-
minister Horst Ehmke verantwortlich. Er
stockte den Personalbestand des Kanzler-
amtes von etwa 250 auf etwa 400 auf, er
gab den Neubau eines modernen, funk-
tionalen Gebäudes als Ersatz für das grün-
derzeitliche Palais Schaumburg in Auf-
trag, und er richtete mit seinerzeit mo-
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dernsten EDV-technischen Mitteln ein
„Vorhabenerfassungssystem“ aller Mi-
nisterien ein. Stolz vermeldete Ehmke
Ende 1971: „Seit Anfang 1970 melden die
Ressorts monatlich auf Datenblättern dem
Bundeskanzleramt die Projekte, die von
allgemeiner politischer oder finanzieller
Bedeutung sind. Die in den Datenblättern
enthaltenen Informationen werden mit-
hilfe eines Elektronenrechners aufgelistet
und dann sofort allen Ressorts zugänglich
gemacht. Sie enthalten verwaltungstech-
nische Daten, inhaltliche Merkmale wie
Bezeichnung und Beschreibung des Vor-
habens; Bezüge zum internen Arbeitspro-
gramm der Regierung, Bezüge zur Euro-
päischen Gemeinschaft, politische Be-
deutung, Öffentlichkeitswirksamkeit; Fi-
nanzdaten wie Auswirkungen auf den
Bundeshaushalt, auf andere öffentliche
Haushalte und auf Preise; schließlich Da-
ten zu Art und Verfahren der Durchfüh-
rung des Vorhabens samt Zeitplanung zur
regierungsinternen und parlamentari-
schen Behandlung.“

Im optimistischen Glauben an die
Möglichkeit der umfassenden Planung
und Gestaltung der Zukunft entwarf
Ehmke die Pespektive einer langfristigen,
auf 15 und mehr Jahre angelegten Re-
formpolitik in einer „neuen Qualität“, wie
er es in seinen Memoiren formulierte,
„die die Veränderungen der Gesellschaft
mitgestaltet, statt sie nur zu erleiden“.
Nach drei Jahren indessen waren Ehmkes
Ambitionen am Ende. Als „Hansdampf in
allen (Sack-)Gassen“, wie es in Bonn da-
mals spöttisch hieß, hatte er sich mit allen
mächtigen Ressortchefs angelegt, insbe-
sondere mit Helmut Schmidt, dem zu-
nehmend starken Mann im ersten Kabi-
nett Brandt. Als Schmidt und Fraktions-
chef Herbert Wehner nach den Bundes-
tagswahlen die Neubildung des Kabi-
nettes in die Hand nahmen, weil Willy
Brandt aufgrund einer Operation ausfiel,
ließen sie es sich nicht nehmen, als Erstes
den unbequemen Ehmke aus der Schalt-

zentrale der Macht zu entfernen und in
das Postministerium abzuschieben.

So sehr diese Umbesetzung an der Jah-
reswende 1972/73 zunächst eine aus riva-
lisierenden Eitelkeiten gespeiste Persona-
lie war, so stand sie doch zugleich für
mehr: Sie signalisierte das Ende des ge-
samten Projektes einer umfassenden po-
litischen Zukunftsplanung. Allenthalben
endete nun die hohe Zeit der sozialwis-
senschaftlich-quantifizierenden Politik-
beratung und -planung, vom Konjunk-
turrat über den Bildungsrat bis zum Insti-
tut für politische Planung und Kybernetik
bei der FDP, dessen letzte Publikation im
Juni 1974 erschien.

Planung, Steuerbarkeit, technokrati-
scher Rationalismus – die Insignien des-
sen, was man in den sechziger und siebzi-
ger Jahren für „modern“ hielt, gerieten
um 1973 auf breiter Front in die Krise. Die
Zäsur von 1973 betraf dabei nicht nur
Wirtschaft und Politik, sondern sie schlug
sich in Gesellschaft und Kultur nieder,
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etwa im Bereich von Städtebau, Raum-
ordnung und Architektur.

Von „Containerarchitektur“
zur historischen Stadt
In den Jahren des Wiederaufbaus und des
Nachkriegsbooms hatte im Städtebau der
Funktionalismus regiert: Allerorten wa-
ren zweckmäßige Bauten mit der Maß-
gabe der Funktion und weithin ohne äs-
thetischen Anspruch entstanden. Zu-
gleich hatte sich das Konzept der „auto-
gerechten Stadt“ durchgesetzt, wie Hans
Bernhard Reichow ein 1959 erschienenes
grundlegendes Buch betitelt hatte. In der
Praxis bedeutete dies zumeist die Sanie-
rung von Altstädten nach dem Prinzip der
„Funktionsschwächebehebung“: Kahl-
schlag zum Zweck von Verkehrsdurch-
brüchen und Stadtautobahnen.

Dazu zählten insbesondere die seit den
späteren fünfziger Jahren entstehenden
neuen Großsiedlungen: am Reißbrett ent-
worfene Hochhaussiedlungen an den Pe-
ripherien der Städte, von der Gropius-
stadt oder dem Märkischen Viertel in Ber-
lin über Köln-Chorweiler und München-
Neuperlach bis zur „Metastadt“ in Wul-
fen, die später wieder abgerissen wurde,
und den obligaten Wohnhochhäusern
selbst in den meisten ländlichen Gemein-
den des Landes.

Schon in den sechziger Jahren hatte Ale-
xander Mitscherlich von der „Unwirtlich-
keit der Städte“ gesprochen. Zu Beginn 
der siebziger Jahre regte sich dann der 
Protest lokaler Bürgerbewegungen – etwa
in der Münchener Maxvorstadt und in
Schwabing – gegen die Planungen für aus-
ufernden weiteren autogerechten Kahl-
schlag in den vom Aussterben bedrohten
Innenstädten. Das Städtebauförderungs-
gesetz von 1971 signalisierte einen zag-
haften Anfang des politischen Umden-
kens, war aber noch immer dem Leitbild
der „funktionsgerechten Stadt“ verschrie-
ben. Um das Jahr 1973 dann nahm die 
allgemeine Kritik an der „Klötzchenstadt“

mit ihrer „Containerarchitektur“ rapide
zu und bewirkte in Verbindung mit 
dem Europäischen Denkmalschutzjahr
1975 einen wirklichen Umschwung: hin
zur Wiederentdeckung der historischen
Stadt, zur Suburbanisierung und allge-
mein zu kleineren, menschengerechten
Formen.

Plattenbau im Osten
An diesem Punkt gingen unterdessen
West und Ost grundlegend auseinander,
nachdem der Funktionalismus und das
großformatige Planungsdenken der sech-
ziger Jahren auf beiden Seiten durchaus
ähnliche Züge getragen hatten. Den west-
lichen Umschwung von 1973 vollzog die
DDR (und der gesamte Ostblock) jedoch
nicht mit. Dort war vielmehr soeben 
die „Wohnungsbauserie (WBS) 70“ für
Trabantenstädte aus Hochhäusern in
Plattenbauweise entwickelt worden. Und
bei diesem Modell für Stadtplanung im
technizistischen Großformat blieb es in
den sozialistischen Ländern bis zu ihrem
Ende.

Im Westen ergriff die Abkehr von den
rationalistischen Großformen unterdes-
sen nicht nur die Stadtplanung und
Raumordnung, sondern auch die ge-
samte Architektur. Die vormalige Moder-
nität der 1967 fertig gestellten Bochumer
Ruhruniversität oder des 1969 begonne-
nen Aachener Großklinikums galt nun 
als spätmoderner „Bauwirtschaftsfunk-
tionalismus“ (Heinrich Klotz). Für eine
„Kombination von Heterogenem“ stand
demgegenüber James Stirling, der 1977
den Wettbewerb für die Neue Staatsgale-
rie in Stuttgart gewann. Mit ihrer Mehr-
sprachigkeit, ihrer funktionalen Unein-
deutigkeit und ihrer Fülle verschiedener
Zitate von Schinkel bis Le Corbusier
wurde sie zum prominentesten Bau der –
so der 1975 eingeführte Begriff – „Post-
moderne“ in Deutschland.

Rückwärtsgewandten „Historismus“
sah Jürgen Habermas darin. Daher hielt er
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die Postmoderne zunächst für „einen neu-
en Konservatismus“ und verteidigte dem-
gegenüber das „unvollendete Projekt“ der
aufklärerisch-rationalistischen Moderne.

Konservatismus der Postmoderne
Nun lässt sich trefflich streiten, ob und
wie konservativ die „Postmoderne“ war.
Jedenfalls dekonstruierte Jean-François 
Lyotard in seiner zum Klassiker gewor-
denen Abhandlung über Das postmoderne
Wissen (1979) die Fortschrittsideologie
von der Emanzipation der Menschen
samt ihrer Sozialutopie, kurz: den Ver-
bindlichkeitsanspruch des „herrschafts-
freien Diskurses“ und des moralisch-nor-
mativen „Projekts Moderne“.

Als konservativ galt auch die Rede von
der „Tendenzwende“, die ihren Namen
von einer Konferenz der Bayerischen
Akademie der Schönen Künste 1974 in
München „zur geistigen Situation in der
Bundesrepublik“ bezog, weil sie einen il-
liberalen Wandel der Werte unter dem
Anspruch von Emanzipation und Demo-
kratisierung kritisierte. Aber die dort ge-
äußerte Infragestellung des gängigen
Fortschrittsgedankens griff zugleich viel
weiter aus, und sie führte zu einer Ver-
kehrung der Fronten jenseits des klassi-
schen Gegensatzes von „progressiv“ und
„konservativ“. Eine „radikale Wende ge-
gen den Fortschrittsoptimismus“ bedeu-
tete eine Tendenzwende nämlich auch
„der Linken gegen sich selbst, dort also,
wo sich doch bislang Sozialismus und
Fortschritt aufs Engste verbunden sahen“
(Karl Dietrich Bracher). In der Tat erfasste
diese Wende auch die Protestbewegun-
gen in der Bundesrepublik: Waren Stu-
dentenbewegung und außerparlamenta-
rische Opposition noch von dem Gedan-
ken durchdrungen gewesen, eine gesell-
schaftspolitische Utopie verwirklichen zu
können, so wurden sie nun von den
„Neuen Sozialen Bewegungen“ abgelöst.
In der Anti-Kernkraft- und in der Frie-
densbewegung der späteren siebziger

Jahre hingegen herrschten Überlebens-
themen, Angst und Zivilisationsskepsis,
Kritik an der fortschrittsorientierten In-
dustriegesellschaft und ihrer Leitgröße,
dem Wachstum.

Allerorten war nun von den „Gren-
zen des Wachstums“ die Rede, wie der 
Titel eines Berichtes an den Club of Rome
aus dem Jahr 1972 lautete, der seine
durchschlagende Popularität nur vor die-
sem allgemeinen Hintergrund der Krise
der Modernisierungsideologie gewinnen
konnte. Dies war ein wahrer Kulturbruch
im Denken: An die Stelle von prognosefä-
higer Rationalität und Planbarkeit traten
Unkalkulierbarkeit und Eigendynamik,
an die Stelle der Steuerbarkeit der Welt
trat ihre Unbeherrschbarkeit.

Allerorten wurden die „Grenzen des
Wachstums“ und des Machbaren, wur-
den die Kosten der Modernisierung sicht-
bar. Das ambitionierte Autobahnbaupro-
jekt, der nach dem Bundesverkehrminis-
ter benannte „Leber-Plan“, wurde zu den
Akten gelegt: Er hatte vorgesehen, das
Autobahnnetz in der Bundesrepublik von
4400 auf 19 000 km auszubauen – Ende
der achtziger Jahre verfügte die Bundes-
republik schließlich über etwa 8800 Auto-
bahnkilometer. Zu ihrem weithin plan-
mäßigen Abschluss kam in der ersten
Hälfte der siebziger Jahre die Gebietsre-
form. Sie hatte – neben verwaltungstech-
nischen Effizienzgewinnen – eine Fülle
von kommunalen Kunstprodukten her-
vorgebracht, die dementsprechend kri-
tisch aufgenommen wurden, von der ba-
disch-schwäbischen Kombination Villin-
gen-Schwenningen bis hin zur Fusion
von Gießen und Wetzlar zur Lahnstadt,
die schließlich wieder rückgängig ge-
macht wurde.

„Umschlag der 
Modernisierungsideologie“
Auch im technischen Bereich gerieten vor-
mals so unhinterfragt als „modern“ ge-
feierte Großprojekte in Legitimations-
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krisen: dass der milliardenschwer ge-
förderte „Schnelle Brüter“ nicht die ener-
giepolitischen Erwartungen erfüllte, deu-
tete bereits die Krise der Kernenergie an,
auf der doch seit den fünfziger Jahren eu-
phorische Hoffnungen auf eine preisgüns-
tige „saubere“ Energie geruht hatten.
Zwar erlebte die Kernenergie im Gefolge
der Ölkrise zunächst einen Aufschwung,
sie geriet aber bald in das Fadenkreuz 
einer zunehmenden Zivilisationskritik
und in das Zentrum einer der kontrover-
sesten gesellschaftspolitischen Diskussio-
nen überhaupt. Und innerhalb der staat-
lichen Großforschung verlagerten sich die
Schwergewichte von Kernenergie und
Raumfahrt, überhaupt von großen techni-
schen Systemen nach planerischen Ziel-
vorgaben, auf die neuen Technologien,
insbesondere den technischen Leitsektor
des letzten Jahrhundertviertels schlecht-
hin: die Mikroelektronik.

Dass schließlich nach Fertigstellung
von nur 16 Maschinen der Bau des ur-
sprünglich als Zukunftsvision gefeier-
ten französisch-britischen Überschall-
flugzeugs Concorde eingestellt wurde,
wirft ein bezeichnendes Schlaglicht da-
rauf, dass die Krise und der Umschlag der
Modernisierungsideologie keineswegs
nur ein deutsches, sondern ein internatio-
nales Phänomen war.

Alles in allem bedeutete das Jahr 1973
für die Bundesrepublik sehr viel mehr
eine Zäsur als die Regierungswechsel von
1969 oder 1982. Denn so sehr die sozial-li-
berale Regierung eigene Akzente setzte,
so schloss sie doch im Hinblick auf die in-
nere „Modernisierung“ der Bundesrepu-
blik sehr viel mehr eine in den sechziger
Jahren begonnene Reformperiode ab, als
dass sie einen Neuanfang gesetzt hätte.
Der Umschlag der Modernisierungideo-
logie von 1973 entzog der Regierung
Brandt und den mit ihr verbundenen 
Modernisierungshoffnungen den Boden.
Der Übergang zur Kanzlerschaft von
Willy Brandt, dem Visionär, zu Helmut

Schmidt, dem Krisenmanager, trug die-
sen Umschlag auf die Ebene der Regie-
rungspolitik.

Dieser Einschnitt war auch entschei-
dender als die „Wende“ von 1982. Denn
auch wenn die neue Regierung Kohl aber-
mals eigene Akzente setzte, so blieb sie
doch bei einer „Politik des mittleren We-
ges“ (Manfred G. Schmidt) und des sozi-
alen Konsenses, während Margaret That-
cher in Großbritannien und Ronald Rea-
gan in den USA in den achtziger Jahren
marktradikale Reformen umsetzten. Zu-
gleich stauten sich auf diese Weise in der
Bundesrepublik Strukturprobleme wei-
ter an, die abermals im Zusammenhang
mit dem Phänomen 1973 stehen. Denn
insbesondere in den frühen siebziger Jah-
ren waren die sozialen Sicherungssys-
teme und Fürsorgeinstitute im Vertrauen
auf stetiges weiteres Wachstum erheblich
ausgeweitet worden. Nach dem Konjuk-
tureinbruch von 1973 und insbesondere
unter den veränderten gesamtwirtschaft-
lichen Rahmenbedingungen zeichnete
sich indessen ab, dass die Sozialsysteme
dauerhaft nicht ausreichend finanzierbar
sein würden.

Dies gilt zumal angesichts der demo-
grafischen Entwicklung: auch hier steht
das Jahr 1973 wenigstens symbolisch für
einen Umbruch. Denn nachdem bereits
in den mittleren sechziger Jahren ein
nachhaltiger Geburtenrückgang einge-
setzt hatte, sank die Zahl der Geburten in
der Bundesrepublik 1973 erstmals und
seitdem dauerhaft unter die Zahl der
Sterbefälle. Erst mit großer zeitlicher Ver-
zögerung begann die deutsche Gesell-
schaft zu realisieren, dass die Bevöl-
kerungsentwicklung im Zeichen von Ge-
burtenmangel und demografischer Alte-
rung eines ihrer zentralen Probleme dar-
stellt. So stand das Ende der Reformeu-
phorie von 1973 zugleich als Menetekel
an der Wand: Es kann nicht so weiterge-
hen wie vorher. Zu vieles davon hat man
allerdings erst später entziffert.

Andreas Rödder
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